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Mitte-Nationalrat Christian Lohr fordert Alain Berset auf, der Invalidenversicherung das nötige Interesse entgegenzubringen. Foto: Keystone

Markus Brotschi

«Beschämend», «unsensibel»,
«eklatante Fehlleistung»: So
kommentieren Parlamentarie-
rinnen und Parlamentarier aller
Couleur die jüngste Sparübung
der Invalidenversicherung (IV).
Diesmal traf es Familien mit
schwerbehinderten Kindern, für
die Eltern plötzlich Hunderte
Franken im Monat für medizi-
nisch lebenswichtige Geräte sel-
ber bezahlen mussten.

Zwar hat das zuständige Bun-
desamt für Sozialversicherungen
(BSV) aufgrund des Berichts der
«NZZ am Sonntag» und empör-
ter Reaktionen mitgeteilt, die IV
werde die vollen Kosten für die
Geräte in einer Übergangsphase
weiterhin vergüten. Obwohl das
BSV die Neuregelung nochmals
überprüfe, bleibe aber die Be-
fürchtung, dass die Eltern nach
der Übergangszeit auf hohen
Kosten sitzen blieben, sagt Alex
Fischer von der Behindertenor-
ganisation Procap.

Einmalmehrwirft dasVorge-
hen der IV Fragen auf. «Wieso
änderte die IV die Regeln für die
Vergütung medizinischer Gerä-
te für Kinder mit Geburtsgebre-
chen, ohne zuvor die finanziel-
len Folgen für betroffene Eltern
zu bedenken?», fragt Fischer.Das
BSVübernahm für die IVdie Lis-
te für medizinische Geräte aus
der Krankenversicherung, eine
Liste, die in erster Linie auf Er-
wachsenenmedizin ausgerichtet
ist. Das hat zur Folge, dass die
Kosten für einzelne Geräte und
Serviceleistungen für Kinder in
einigen Fällen nicht mehr durch
die IV gedeckt sind.

SP-Co-Präsidentin Mattea
Meyer bezeichnet das Vorgehen
des BSV als «unsensibel». Zwar
stehe hinter dem Entscheid die

Absicht,die überhöhtenPreise für
medizinische Geräte zu drücken.
«Doch darf dies nicht auf Kosten
von behindertenKindern und ih-
ren Familien geschehen», sagt
Meyer. Sie sei erleichtert, dass das
BSVundder zuständigeDeparte-
mentschef bereit seien, eine an-
dere Lösung zu suchen.

Bürgerliche vermissen
Bersets Führung
Meyers Kritik ist bemerkenswert.
Denn sie richtet sich im Grunde
nicht nur gegen das BSV, sondern
auch gegen dessen politischen
Vorgesetzten: Bundespräsident
Alain Berset, der wie Meyer der
Sozialdemokratischen Partei an-
gehört. Es ist nicht das ersteMal,
dass Bersets Umgang mit der IV
im Bundeshaus für Irritation
sorgt. Seit bald zwölf Jahren ist
der Freiburger nun für das Dos-
sier zuständig – doch anders als
etwa bei derAltersvorsorge oder
dem Gesundheitswesen begeg-
net Berset der IV, so sehen es Be-
obachter, mit Desinteresse.

Deutlich werden vor allem
bürgerliche Parlamentarier. Sie
vermissen die politische Führung
Bersets, wenn es um die IV geht.
Anders seien gewisse Entschei-
de und Praktiken nicht zu erklä-
ren. Zu diesen Praktiken gehört
dieMethode zurBerechnung des
Rentenanspruchs (des IV-Gra-
des), die seit Jahren in der Kritik
steht. Die IV nimmt für einge-
schränkt arbeitsfähigeMenschen
teilweise unrealistische Ver-
dienstmöglichkeiten an, gestützt
auf statistische Löhne für gesun-
de Arbeitnehmende. Das hat zur
Folge, dass viele IV-Gesuchstel-
ler keine oder eine zu tiefe Ren-
te erhalten.

Vor zweiWochen hat das BSV
nun einen Lösungsvorschlag prä-
sentiert,wie die Berechnung des

Rentenanspruchsverbessertwer-
den kann. Allerdings geschah
dies erst, nachdemdas Parlament
den Bundesrat Ende 2022mit ei-
nemVorstoss zum Handeln auf-
gefordert hatte. Dabei hätte Ber-
set bereits früher korrigierend
eingreifen können. Sogardie SVP
forderte 2021 in derVernehmlas-
sung zur IV-Verordnung entspre-
chende Korrekturen,weil die Be-
rechnung des Rentenanspruchs
nicht auf die Leistungsfähigkeit
gesundheitlich eingeschränkter
Menschen Rücksicht nehme.

Beschlüsse des Parlaments
«übergangen»
«Auchwenn eine gerechtereMe-
thode zur Berechnung des Ren-
tenanspruchs zu 300 Millionen
FrankenMehrkosten führt,muss
man eineKorrekturvornehmen»,
sagt SVP-Ständerat Hannes Ger-
mann. «Die Versicherten haben
ein Recht auf eine glaubwürdige
IV.» Eine dezidierte Meinung hat
Germannauch zur jüngstenSpar-
übung. Diese sei nicht nur «be-
schämend, sondern auch einwei-
teres Beispiel dafür, wie salopp
hier Beschlüsse des Parlaments
übergangen werden». Denn bei
der IV-Reform von 2022 wider-
setzte sich das Parlament derAb-
sicht des BSV, für Kinder und Ju-
gendlichemit Geburtsgebrechen
eine Listemit von der IVvergüte-
ten Leistungen zu erstellen.

Germann sieht die Hauptver-
antwortung für solche Entschei-
de bei Berset. «Er ist nunmal der
politischVerantwortliche für die
IV. Und es ist schon etwas selt-
sam, wenn ich mich als SVPler
gegenüber einem SP-Bundesrat
für eine sozialere Politik stark-
machenmuss.»MatteaMeyer er-
innert hingegen an den Kosten-
druck, unter demdie IVnachwie
vor steht. Wenn nun auch bür-

gerliche Politiker eine sozialere
IV-Politik verlangten, sei das er-
freulich, aber gleichzeitig auch
doppelzüngig.

Das Departement von Bun-
desrat Bersetwollte sich auf An-
frage nicht zur Kritik am Sozial-
minister äussern.

Mitte-Nationalrat Christian
Lohrverfolgt die Politik der IVseit
Jahren.DerAnsatz, eine Listemit
kostenpflichtigenmedizinischen
Geräten zu führen, entstamme
der Erwachsenenmedizin, sagt
Lohr. Diese Methode einfach auf
Kindermit Geburtsgebrechen an-
zuwenden, sei eine «eklatante
Fehlleistung». Dass die IV auf öf-
fentlichen Druck nun die Kosten
vorerst wieder übernehme, sei
zwar zu begrüssen.Aber fürLohr
hat das Handeln der IV System.
«Es ist ein IV-System,hinterdem
ich nicht stehen kann.» Auch er
vermisst die politische Führung.
«Ich erwarte nun von Bundesrat
Berset, dass er der IV das nötige
Interesse entgegenbringt.»

FDP-Ständerat DamianMüller
konstatiert ein immer gleiches
Muster. «Bundesrat Berset ver-
nachlässigt die IV, und jedes Mal
braucht es diemediale Berichter-
stattung, damit Fehlentscheide
korrigiert werden.» Ein solches
Muster zeigte sich auch 2019.Die-
se Zeitung machte im Dezember
2019 publik, dass das BSV den
kantonalen IV-Stellen Sparvorga-
benmachte.Auf einerTabelle gab
das BSV für jeden Kanton ein
Leistungsziel im folgenden Jahr
vor. Dies hätte dazu führen kön-
nen, dass einzelne IV-Stellen bei
derRentengewährung zurückhal-
tenderals andere gewesenwären,
um das Leistungsziel zu errei-
chen. Nachdem das interne Pa-
pier an die Medien gelangt war,
ordnete Berset eine Untersu-
chung gegen das BSV an.

BersetsMühenmit der
Invalidenversicherung
Kritik am Sozialminister Die IV hat mit einer Sparmassnahme grosse Empörung ausgelöst.
Bürgerliche Politiker werfen SP-Bundesrat Alain Berset Desinteresse am Dossier vor.

Am Mittwoch kurz nach Mittag
ist der Schweizer Geheimdienst
abgetaucht. Natürlich nicht alle
178Mitarbeiterinnenund254Mit-
arbeiter gleichzeitig.

Aber der Nachrichtendienst
des Bundes (NDB) liess dieAnga-
ben fast aller seiner Kaderleute
aus dem elektronischen Staats-
kalender löschen. Von einer Se-
kunde auf die andere waren im
öffentlichen Verzeichnis nur
noch Direktor Christian Dussey
und sein Stellvertreter Jürg Büh-
ler zu finden. Zuvor konnte, wer
wollte, dort nachschauen,werge-
rade denRechtsdienst beimNDB
leitete undwerdie Informations-
beschaffung. Rund 30 Personen
waren mit Funktion, Telefon-
nummerundE-Mail verzeichnet.

EineVerordnung schreibt das
sovorbei den «wichtigsten Funk-
tionen in der Bundesverwal-
tung». Dieser Vorschrift kommt
der NDB zurzeit nur noch bei
zwei Personen nach.

Die Löschoperation kommt zu
einem besonderen Zeitpunkt.
Zurzeit müssen die Chefspione
und -agentinnen um ihre Stelle
zittern.DieDirektionspostenwer-
den neu besetzt, und ausser Di-
rektor Dussey hat niemand eine
Jobgarantie. Das machte CH Me-
dia AnfangWoche publik.Weite-
re Medienberichte folgten. Dann
kam es zur Löschoperation.

In sozialenMedien präsent
EineNDB-Sprecherin schreibt auf
Anfrage, dass die Streichungen
«in keinem Zusammenhang mit
der Transformation» stünden.
Vielmehr sei man «im Moment
daran, die Einträge im Staatska-
lender zu überarbeiten». Weiter
heisst es: «Mit den 30 Namen
wurden irrtümlich zu viele Kader
des NDB öffentlich gemacht, die
für die Öffentlichkeit nicht er-
reichbarseinmüssen.»Bis geklärt
sei, welche Funktionen und Per-
sonen genannt sein müssten,
habemansichals Sofortmassnah-
meauf zweiPersonenbeschränkt.

Der Dienst macht auch gel-
tend, dass sein Organigramm
nicht öffentlich sei. Allerdings
lässt sich dieses aus dem Staats-
kalender problemlos rekonstru-
ieren – bislang mitsamt den Na-
men der Funktionsträger. Diese
Namen dürften vor allem andere
Geheimdienste interessiert ha-
ben.ZumTeil verfügendie 30nun
gelöschten Kaderleute weiterhin
über Profile in sozialen Medien,
in denen sie zum Teil auch ihre
berufliche Funktion angeben.

Vor gut zehn Jahren herrsch-
te eine andere Kultur. BeimTop-
kader war, wenn auch mit Ein-
schränkungen,Transparenz an-
gesagt. So präsentierte sich bei

derNDB-Gründung 2010 die Di-
rektionmit Gruppenfoto derÖf-
fentlichkeit. Die Aufnahme kur-
siertweiterhin imNetz. Bekannt
ist, dass es seither wenig Wech-
sel gab. Und dass vor rund zwei
Jahren die erste und bislang ein-
zige Frau ins oberste NDB-Gre-
mium aufgenommen wurde.

NunwollenDirektorDussey–
er ist seit rund einem Jahr imAmt
– und seineVorgesetzte, Bundes-
rätin Viola Amherd, frischen
Wind reinbringen. «Auch wenn
sich der NDB seit seiner Grün-
dung 2010 ständig weiterentwi-
ckelt hat», schreibt eine Spreche-
rin, «muss seine Struktur an die
steigendenAnforderungen ange-
passt werden.» Als Anforderun-
gen werden unter anderem ge-
nannt: ein breiteres Spektruman
Bedrohungen und Risiken, Aus-

wirkungen des rasanten techno-
logischen Fortschritts und Er-
wartungen der neuen Mitarbei-
tendengeneration.

Diese Erwartungen zeigten
sich insbesondere in einer Per-
sonalumfrage vor zwei Jahren,
die gemässVerteidigungsminis-
terinAmherd «katastrophale Er-
gebnisse» erbracht hatte. Beson-
ders schlechtweg kamdie obers-
te NDB-Leitung.

Die Direktion wird nun neu
aufgestellt und um einen Posten
reduziert. Sicher ist nur, dass die
Bisherigen nach Möglichkeit
beim Bund bleiben sollen.

Bundesrätin Amherd ist be-
kannt dafür, dass sie Frauenför-
derungverlangt. Bei derAuswahl
des künftigen NDB-Kaders
nimmt sie insofern Einfluss, als
enge Vertraute der Findungs-
kommission angehören: Aus
dem Verteidigungsdepartement
sind das mit Pälvi Pulli die Che-
fin Sicherheitspolitik, mit Marc
Siegenthaler der Personalchef
undmitMichel Liechti der nach-
richtendienstliche Berater der
Bundesrätin.Hinzu kommt vom
Bundesamt fürPolizeiVizedirek-
torin EvaWildi-Cortés.

Die Spitzenposten des NDB
besetzt danach Direktor Dussey
selber.Seine Stellvertretungmuss
abervonViolaAmherdgenehmigt
werden.

Thomas Knellwolf
und Beni Gafner

Löschoperation
beim Geheimdienst
NDB Die Profile der Topleute sind plötzlich
weg – zu einem delikaten Zeitpunkt.

Ausser Direktor
Christian Dussey
hat niemand eine
Jobgarantie.

Viola Amherd will die NDB-Spitze neu aufstellen. Foto: Keystone


